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Legislaturplan 2013 - 2017 und Vollzugskontrolle zum Legislaturplan 2009 -2013;  

Stellungnahme des Regierungsrates zum Antrag der Fraktion SVP vom 28. November 

2013 (VWD04) 

  

1. Antragstext 

B.1.5.1 Qualitatives wirtschaftliche Wachstum fördern 

Die Fraktion SVP beantragt folgenden Planungsbeschluss: 

Wie folgt ändern: 

• Priorität: Von 2 auf 1 erhöhen 

• Indikator „neue Arbeitsplätze pro Jahr (Anzahl)“ Neuer Standard: 500 

• Neuer Indikator „Arbeitsplatzverluste pro Jahr (Anzahl)“ hinzufügen   

2. Begründung (Antragstext) 

3. Stellungnahme des Regierungsrates 

Nach Artikel 73 Absatz 1 Kantonsverfassung behandelt der Kantonsrat den Legislaturplan und 
nimmt davon Kenntnis. Gemäss Absatz 2 kann der Kantonsrat mit einem Planungsbeschluss den 
Regierungsrat beauftragen eine Staatsaufgabe in eine bestimmte Richtung zu entwickeln. 

Eingaben als Planungsbeschlüsse, welche die Priorisierung sowie die Indikatoren der Ziele und 
Planungsabsichten der regierungsrätlichen Legislaturplanung abändern wollen, setzen keine 
neuen Schwerpunkte, sondern beabsichtigen lediglich eine Änderung der zeitlichen Umsetzung 
eines bereits vom Regierungsrat festgesetzten Legislaturzieles. Mit anderen Worten: Es werden 
damit keine strategischen Schwerpunkte gesetzt, vielmehr wird mit solchen Planungsbeschlüs-
sen in den operativen Aufgabenbereich des Regierungsrates eingegriffen, weshalb wir diese als 
unzulässig, zumindest aber bei einer allfälligen Überweisung als nicht verbindlich erachten. 

Die Wiederherstellung des Haushaltgleichgewichtes um den Handlungsspielraum wieder zu-
rückzugewinnen, ist das Hauptziel der Legislaturplanung 2013-2017. Wir lehnen es deshalb ab 
die Priorität anderer Handlungsziele auf 1 zu erhöhen. 

Bei der Anzahl neu geschaffener Arbeitsplätze pro Jahr, werden nur diejenigen miteinbezogen, 
die durch Handlungen des Kantons, insbesondere der kantonalen Wirtschaftsförderung, ent-
standen sind. Daneben werden jedes Jahr weitaus mehr Arbeitsplätze geschaffen, die dem Kan-
ton nicht gemeldet werden. Im kommenden Globalbudget „Wirtschaft und Arbeit“ kann unter 
der Produktegruppe 1: Standortförderung der Zielwert des Indikators „Neu geschaffene Ar-
beitsplätze von 450 auf 500 erhöht werden. 
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Das schweizerische Obligationenrecht regelt in Art 335d ff (OR; SR 220) abschliessend die Be-
stimmungen über die Massenentlassung. Dort wird definiert, wann es sich um eine Massenent-
lassung handelt und welche Meldungen dem kantonalen Arbeitsamt zu machen sind. Die An-
zahl der durch eine Massenentlassung verloren gegangenen Arbeitsplätze ist bekannt. Hinge-
gen gibt es zu allen anderen Stellenabbaumassnahmen keine statistischen Erhebungen. Dazu 
fehlen einerseits die gesetzlichen Grundlagen, anderseits würde eine Erhebung vor allem bei 
KMU’s einen erheblichen administrativen Aufwand verursachen. Dieser würde im Widerspruch 
zu Art. 121 Abs. der Kantonsverfassung (KV; BGS 111.1) stehen. Aussagen zur Entwicklung der 
Beschäftigung machen zudem weitere Statistiken wie etwa die Beschäftigungsstatistik (BESTA), 
die Erwerbstätigenstatistik (ETS), die Betriebszählung (BZ) oder die Schweizerische Arbeitskräf-
teerhebung (SAKE). Diese statistischen Werke werden vom Bundesamt für Statistik periodisch 
und mit unterschiedlichen Aggregaten veröffentlicht. 

Es ist jedoch ohne weiteres möglich den Arbeitsplatzverlust aufgrund von Massenentlassungen 
im Sinne des Gesetzes im Globalbudget „Wirtschaft und Arbeit“ als statistische Messgrösse, da 
durch den Kanton nicht beeinflussbar, auszuweisen. Es stellt sich dabei die Frage, ob derartige 
Negativgrössen erwünscht sind und für sich allein genommen eine korrekte Aussagekraft besit-
zen. 

4. Antrag des Regierungsrates 

Nichterheblicherklärung. 

Andreas Eng 
Staatsschreiber 

Vorberatende Kommission 

Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission 

Verteiler 
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